
Laßt Menschlichkeit walten!
Bundestag appelliert an Moskau: Selbstbestimmung für die Zone

Berlin (Eigenbericht). In  einer einstimmig gefaßten Ent­
schließung, die von den Abgeordneten stehend angenommen 
wurde, hat der Deutsche Bundestag in Berlin gegen die fo rt­
dauernde Verletzung der Gesetze der Menschlichkeit in der 
Zone, insbesondere gegen die heimtückische Knebelung der 
Freizügigkeit im Reiseverkehr protestiert und die Bundes­
regierung ebenso w ie jeden einzelnen Deutschen aufgefordert, 
den Flüchtlingen menschliche Rücksicht und H ilfe  in jeder 
möglichen Form  zu gewähren. Der Bundestag forderte erneut 
die deutsche W iedervereinigung in fre ier Selbstbestimmung. 
D ie Entschließung hat folgenden W ortlau t:

I.
Seit mehr als zehn Jahren 

dauert je tzt der F lüchtlings­
strom an, trotz a ller Behinde­
rungen und Sperren, die das 
Zonenregime zwischen die bei­
den Te ile  Deutschlands legt. 
D ie Zahl von mehr als drei 
Millionen Flüchtlingen allein 
aus Mitteldeutschland ist der 
erschütternde Ausdruck der 
Existenz- und Gewissensnot, 
die auf der deutschen Bevölke­
rung zwischen Elbe und Oder 
lastet. E r ist der Beweis, daß 
das, was den Menschen in 
Mitteldeutschland zugemutet 
w ird, über die Grenze der 
Leidensfähigkeit hinausgeht. 
E r ist aber auch der klare Be­
weis, daß die Mitteldeutschen 
nicht in den ihnen aufgezwun­
genen Verhältnissen leben w ol­
len. Der Bundestag protestiert 
gegen die fortdauernde V er­
letzung der Gesetze der 
Menschlichkeit. Es ist. nicht nur 
ein Gebot politischer K lugheit 
und weitblickenden Verstän­
digungswillens, sondern der 
reinen Menschlichkeit, den 
Deutschen in der Zone den 
W eg  zu freier demokratischer 
Selbstbestimmung und zur ge­
samtdeutschen Gemeinschaft 
freizugeben.

I I .
Der Deutsche Bundestag er­

hebt besonders Einspruch ge ­
gen die kaltherzige und heim­
tückische Knebelung der F re i­
zügigkeit, durch die den Ein­
wohnern der sowjetisch besetz­

ten Zone das Reisen über die 
Zonengrenze hinweg nahezu 
unmöglich gemacht ist. Das 
krasseste Zeichen der Unter­
brechung der menschlichen Be­
ziehungen ist der Rückgang des 
Reiseverkehrs um fast 85 P ro ­
zent gegenüber dem Vorjahr. 
Der Deutsche Bundestag w ie­
derholt sein Verlangen, allen 
Deutschen das Reisen inner­
halb Deutschlands endlich fre i- 
zugeben. Daß von den Be­
suchern die jew eils im anderen 
T e il Deutschlands geltenden 
gesetzlichen und behördlichen 
Vorschriften zu beachten sind, 
ist eine Selbstverständlichkeit.

I I I .  .
D ie Bundesregierung bleibt 

aufgefordert, gemeinsam mit 
den Regierungen der Länder 
und insbesondere auch m it dem 
Senat von Berlin weiterhin da­
fü r zu sorgen, daß den Flücht­
lingen bei ihrer ersten A u f­
nahme in die Obhut des fre i­
heitlichen Deutschland jede 
mögliche menschliche Rücksicht 
und H ilfe  zuteil w ird  und daß 
alles, was geschehen, kann, für 
ihre wirtschaftliche und soziale 
Eingliederung getan wird. Aber 
die Aufnahme der Flüchtlinge 
darf nicht nur eine Pflich t der 
Behörden sein. Jeder einzelne 
Deutsche im Bundesgebiet ist 
aufgerufen, zu seinem T e il m it­
zuhelfen, um dem Flüchtling 
das tröstliche Gefühl w irk ­
licher Geborgenheit zu geben. 
Der W elt muß gezeigt w er­
den, daß sich die Deutschen

nicht nur in  W orten zu der 
Einheit ihres Volkes bekennen, 
sondern auch, m it helfender 
Tat.

IV .
D ie Bundesrepublik Deutsch­

land ist sich bewußt, daß sie 
als Ordnung des staatlichen 
Lebens für die Zeit bis zur 
W iederherstellung der Einheit 
Deutschlands geschaffen wurde. 
Der Bundestag w iederholt 
feierlich den im Grundgesetz 
enthaltenen Appell, daß das 
ganze deutsche Volk au fgefor­
dert bleibt, die Einheit und 
Freiheit Deutschlands in fre ier 
Selbstbestimmung zu vollenden. 
D ie  Verpflichtung der vier 
Mächte zur W iederherstellung 
der staatlichen Einheit Deutsch­

lands w ird  hierdurch nicht be­
rührt.

D er Deutsche Bundestag er­
w artet die W iederherstellung 
der staatlichen Einheit Deutsch­
lands von einem unmittelbaren 

^freien Willensentschluß des 
gesamten deutschen Volkes in  
seinen heute noch getrennten 
Teilen, der nach der Beseiti­
gung der nicht in deutscher 
Zuständigkeit liegenden H in ­
dernisse herbeizuführen ist.

Der Deutsche Bundestag er­
klärt seine Bereitschaft, jede 
Verhandlung zu unterstützen, 
die die W ege zu einem solchen 
Willensentscheid des deutschen 
Volkes ebnet, sobald eine V er­
einbarung der vier Mächte diese 
Möglichkeit erschlossen hat.

V.
Der Bundestag bekennt sich 

erneut zu seinem einmütigen 
Vorschlag eines Vier-Mächte- 
Gremiums, das gemeinsame 
Vorschläge zur Lösung der 
deutschen Frage vorbereiten 
soll. D ie Bundesregierung w ird  
beauftragt, sich* bei den v ier 
Mächten weiterhin für die 
Realisierung des Vorschlages 
nachdrücklich einzusetzen. -
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U N A B H Ä N G I G E  Z E I T U N G  FÜ R  D E U T S C H L A N D

Auf harter Bank
D T . D ie Berliner Woche der 

deutschen Po litik  ist zu Ende. 
Bundestagspräsident Gersten­
maier beendete die letzte Ber­
liner Plenarsitzung m it der 
sarkastischen Bemerkung, zwar 
seien die Sitze fü r die A bge­
ordneten h ier in Berlin  härter 
und schmaler, als die gewohn­
ten Sessel in Bonn., aber es 
habe alles geklappt. Diese tech­
nisch gemeinte Feststellung 
Gerstenmaiers läßt sich durch­
aus übertragen: auf das poli­
tische Ergebnis dieser Berliner 
Woche überhaupt. Es hat alles 
geklappt, aber nicht nur die 
Sitze, auch das K lim a waren 
hier in Berlin härter. Mancher 
Bundestagsabgeordnete schritt 
nachdenklich durch die hallen­
den Korridore der Technischen 
Universität. N icht zu übersehen 
w ar der noch immer unbeho- 
bene Zerstörungszustand dieses 
alten Semper-Baues. D ie Fas­
sade ist eingestürzt, und es 
g ib t Schutthaufen und ausge­
glühte Stahlkonstruktionen 
über den Lichthöfen. Is t dieser 
Zustand nicht symbolisch - für 
Gesamtdeutschland, dreizehn 
Jahre nach der Katastrophe?

*

Ohne die besonderen Sorgen 
Berlins unterschätzen zu w ol­
len, ist die F rage nach dem  ̂
politischen Gehalt des Bonner 
Besuches in der alten und 
künftigen Hauptstadt w ichti­
ger. W er das Auslandsecho 
prüft, im Osten w ie im  W esten, 
w ird  sich einer gewissen Ent­
täuschung nicht erwehren kön­
nen. W ir  meinen den inter­
nationalen Nachklang, nicht je - 
nes niveaulose und geifernde 
Gezänk, das uns aus dem an­
deren T e il unserer Stadt ent­
gegenschäumt. Dort, bei U l­
bricht und seiner Umgebung 
fühlt man sich nur getroffen, 
angeklagt, bloßgestellt und 
zittert wahrscheinlich vor. der 
nächsten Zensur aus dem 
Krem l. Es muß also weiteres 
geschehen, wenn das Ergebnis 
der Berliner Woche auch inter­
national Beachtung, ja  eine ge­
w ichtige W ertung hüben und 
drüben finden soll.

W ir  glauben, daß sie das ver­
dient. Es waren nicht nur die

üblichen Deklamationen und 
Wiederholungen längst bekann­
ter Formeln, zu der die R ed­
ner des Bundestages ansetz­
ten. V ielm ehr standen alle von 
W ehner bis K iesinger, von 
Brandt über Gradl, Mende bis 
Carlo Schmid unter dem Be­
wußtsein, vo r sich selbst und 
vor dem V olk  glaubwürdig zu 
erscheinen. Sie sprachen auch 
unter dem Zwang, einmal das 
SED-Regim e w ieder und dies­
mal sehr realistisch anzukla­
gen, also die Fluchtbewegung 
der letzten Monate zu recht- 
fertigen , gleichzeitig aber die 
gesamtdeutsche Sorge nicht zu 
verschweigen, daß jeder, der 
aus der Zone weggeht, die Sub­
stanz des Volkes und des in­
neren Widerstandes gegen U l­
bricht schwächt. Gewiß haben 
die drei M illionen Sow jet­
flüchtlinge gegen dieses R e ­
gim e durch ihre Flucht abge­
stimmt. Aber können w ir  die 
Fortsetzung dieses Protestes 
wünschen? Das Notaufnahme­
verfahren in den Flüchtlings­
lagern Berlins ist schon erleich­
tert worden. Niemand braucht 
sich einer alliierten Befragung 
zu unterwerfen, wenn er es 
nicht w ill. D ie väterlich-ent­
schiedene A rt, in welcher der 
Bundeskanzler sich um die 
Verbesserung der Lagerzu ­
stände in Berlin  bemüht hat, 
w ar notwendig und dringlich, 
aber w ie w eit darf man den 
Anreiz zur Flucht fü r diejeni­
gen steigern, von denen man 
nur wünschen kann, daß sie 
der SED als unbequeme Unter­
tanen erhalten bleiben? In  
dieser F rage zeigt sich unser 
tragisches Dilemma.

*

Das ist die eine Seite und, 
weiß Gott, nicht die geringste 
der Sorgen, die jeder verant­
wortliche Po litik er im  freien  
T e il Deutschlands gegenüber 
den 17 M illionen und ihrem 
Schicksal zwischerf Oder und 
Thüringer W ald  empfinden 
muß. W er also auf Abh ilfe 
sinnt —  und w er denkt nicht 
an Deutschland in der Nacht — , 
stößt dann auf den internatio­
nalen, ja  weltpolitischen H in ­
tergrund der deutschen Frage. 
D ort scheinen alle W ege nach 
Moskau zu führerf. D er Bun­
deskanzler hat es bestätigt, der

Führer der Opposition, Ollen- 
hauer, hat ihm zugestimmt und 
die einstimmig angenommene 
Entschließung des Bundestages 
hat dieser Tatsache entspro­
chen. Das ist doch neu, wenn 
man den jahrelangen durch 
Bundestagssitzungen und W ahl­
versammlungen breitgetretenen 
Streit um die besten Methoden 
gesamtdeutscher P o litik  in E r­
innerung hat. Und wenn man 
hier in Berlin  jetzt darauf ver­
zichtete, sich gegenseitig vor­
zurechnen, w er denn „gesamt­
deutscher“  und damit schein­
bar besser als der andere sei. 
Damit legte man w irklich 
einen Grund für gesamt­
deutsche P o litik  vom freien 
T e il Deutschlands her.

*

Alles kommt darauf an, w ie 
es nun w eitergeht —  in Bonn 
und anderswo. D ie harten 
Sitze in der Technischen Uni­
versität Berlins waren nur ein 
Symbol fü r die harte Bank, 
auf der w ir  Deutschen in der 
W eltpo litik  von heute sitzen. 
W ir  verharren nach w ie vor 
im  W artesaal der Geschichte. 
A ber wer hindert uns daran, 
den Stationsvorsteher m it der 
roten Mütze daran zu erinnern, 
daß nun sehr bald der deut­
sche Zug in Richtung Einheit 
abgehen müßte, wenn der w elt­
politische Verkehr nicht be­
sorgniserregend gestört w er­
den soll. Gerade in dieser 
Richtung hat der Bundeskanz­
ler eine Zusage gegeben, in­
dem er als nächste Aktion ein 
Gespräch m it dem sowjetischen 
Botschafter in Bonn, Smirnow, 
in  Aussicht nimmt.

Dritte Rate fra igege ta
Bad Homburg (dpa). Das 

Bundesausgleichsamt in Bad 
Hom burg hat die Auszahlung 
der dritten Rate der Hausrat­
entschädigung fü r Anträge m it 
70 und mehr Punkten vom 
1. Oktober an freigegeben. W ie 
das Bundesausgleichsamt m it­
teilte, werden die beiden ersten 
Raten für alle entscheidungs­
fähigen Anträge w eiter aus­
gezahlt.



Nach d e n  Rechten, gesehen
D T. A ls Bundeskanzler Dr. 

Adenauer in Berlin eintraf, 
sagte er, man müsse je tz t die 
Ärmel aufkrempeln. Dieses 
Versprechen hat er gehalten. 
E r hat in den Tagen  seines 
Aufenthaltes in Berlin  w eder 
sich noch seine M itarbeiter ge­
schont. M it einer Tatkraft und 
einem Unternehmungsgeist son­
dergleichen ist er von früh bis 
spät unterwegs gewesen, ist zu 
Sitzungen, Besprechungen und 
Besichtigungen mehrfach kreuz 
und quer durch die Stadt ge­
fahren, um hier und dort „nach 
dem Rechten zu sehen“. Sein 
Auftreten im Flüchtlings-Not­
aufnahmelager in  der früheren 
Gardeschützen-Kaserne in L ich ­
terfelde, wo er unbeeinflußbar 
Fehler und Mängel feststellte 
und sich über alle bürokrati­
schen Hemmnisse m it der ihm 
eigenen Entschlossenheit hin- 
w fgsetzte , hat sich Adenauer 
nicht nur bei den F lüchtlingen 
selbst, sondern auch bei der 
Bevölkerung ganz Berlins a ll­
gemein Hochachtung und neue 
Freunde verschafft.

Auch auf politischem Gebiet 
ist es Adenauer jetzt in Berlin 
offenbar gelungen, ein ige M iß­
verständnisse und seit langem 
bestehende Vorurteile richtigzu­
stellen oder sogar vollständig 
zu beseitigen. Es ist immerhin 
bemerkenswert, daß der R eg ie­
rende Bürgermeister Brandt, 
der ja  gleichzeitig SPD-Landes- 
vorsitzender ist, dem Bundes­
kanzler nachdrücklich fü r die 
geleistete H ilfe  und Unter­
stützung beim Aufbau Berlins 
dankte und Adenauers großes 
Verständnis fü r die kommuna­
len Bauaufgaben der Stadt 
würdigte. M it dem Ergebnis 
der Besprechungen zwischen 
dem Kanzler und seinen Bun­
desministern kann der Senat 
im  ganzen auf jeden F a ll zu­
frieden sein. In  * Fragen  der 
Bundeshilfe für das Berliner 
Haushaltsjahr 19o9 wurde eine 
weitgehende Übereinstimmung 
der beiderseitigen Auffassun­
gen erzielt. Außerdem bahnen 
sich fü r eine Reihe von E in­
zelfragen, w ie z. B. der Steuer­
vergünstigungen, des sozialen 
Wohnungsbaues und des A u f­
baues der Universitäten, posi­
t ive Lösungen an. Schließlich 
hat der Bund auch eine Son­

derhilfe fü r die Berliner 
Flüchtlingslager zugesagt.

Zieht man das Fazit dieser 
Tage, so bleibt festzustellen, 
daß die Atmosphäre zwischen 
Berlin  und Bonn frischer ge­
worden ist. Hinzu kommt, daß 
im  Gespräch zwischen Bundes-

Dresden (dpa/ap). Mit' der 
W iederwahl des Präsidenten 
der sogenannten Länderkam- 
mer, August Bach, zum ersten 
Vorsitzenden der Parte i wurde 
der 9. Parte itag  der Sow jet- 
zonen-CDU im Dresdener H y ­
giene-Museum beendet. In  den 
letzten -Diskussionsbeiträgen 
und in der einstimmig geb illig ­
ten Entschließung, die der SED 
vo lle  Unterstützung beim  A u f­
bau des Sozialismus zusichert, 
wurde die sozialistische Umge­
staltung des Hochschulwesens 
ausdrücklich befürwortet. Von 
den theologischen Fakultäten 
wurde verlangt, daß sie ihre 
Isolierung aufgeben und eine 
Atmosphäre echten staatsbür­
gerlichen Denkens schaffen soll­
ten.

D er Parteiideologe Günther 
W irth  erklärte auf einer Presse­
konferenz, die Zeit sei vorbei, 
w o B riefe von Kirchenleitungen 
den fortschrittlichen K rä ften  
vorenthalten werden könnten. 
E in ige Kirchenleitungen ver­
suchten, den Staat zu unter­
höhlen. Wenn der Magdeburger 
Präses K reyssig  (bei der P ro ­
testkundgebung im Naumburger 
Dom —  Die Red.) die Einheits­
fron t zwischen Katholizismus 
und Protestantismus prokla­
miert- habe, müsse dies als 
„g latter Unterwanderungsver­
such“ aufgefaßt werden. V or­
sitzender Bach erklärte zum 
Thema Jugendweihe, seine P a r­
tei könne sie nicht als erledig­
tes P rob lem ’ ansehen, doch 
gliedere sie sich harmonisch in 
das neue System des Schulunter­
richtes ein. Generalsekretär 
Götting sagte, es sei unerträg­
lich, wenn Staatsbürger der 
„D D R “ den Weisungen west­
deutscher Kirchenleitungen fo lg ­
ten, „die den Gesetzen eines an­

kanzler und Bundesministern 
einerseits und den Bürgerm ei­
stern und den Senatoren an­
dererseits vielfach ein besserer 
Kontakt zustande kam, der die 
Voraussetzung dafür bietet, 
daß künftige Verhandlungen im 
Sinne einer gemeinsamen V er­
antwortung fü r Berlin zu posi­
tivem  Abschluß gelangen.

deren Staates untergeordnet 
seien.“

„Osservatore Romano“ 
klagt an

Das Vatikanblatt „Osservatore 
Romano“ beschäftigt sich in 
einem Leitartike l m it der Lage 
der Kirchen in der Sowjetzone 
Deutschlands und erklärte, das 
Pankower Regim e scheine hin­
sichtlich der religiösen V erfo l­
gung „die am meisten vorge­
schobene Position anderer so­
genannter Volksdemokratien 
erreichen“ zu wollen. Der Kam pf 
gegen die R e lig ion  in der So­
w jetzone werde in einem ideo­
logischen Geist geführt, der „an 
alte hitlerische M otive und Sy­
steme“  gemahne. Gott allein 
wisse, was den mitteldeutschen 
Katholiken in naher Zukunft 
bevorstehe.

Kirchliche Einheit
B iele feld  (ap). Der Berliner 

Bischof Dr. Otto Dibelius ver­
trat in B ielefeld die Ansicht, 
die Einheit der Evangelischen 
K irche in Deutschland sei trotz 
der kirchenfeindlichen Maßnah­
men der Sowjetzonen-Regie- 
rung nicht gefährdet. Der B i­
schof erklärte auf einer Presse­
konferenz, wenn die K irche die 
Einheit wolle, dann sei es für 
den Staat sehr schwierig, diese 
Einheit zu zerschlagen.

W ie  Dibelius ferner m itteilte, 
haben die Sowjetzonenbehör­
den vor einigen Tagen den in 
Ostberlin wohnenden Präsides 
Scharf und H ildebrandt keine 
Ausreisegenehmigung zur Teil-, 
nähme an der in Stockholm 
stattfindenden theologischen 
Konferenz erteilt.

Ost-CDU verschärft Kirchenkampf
„Jugendweihe gliedert sich harmonisch in das Schulsystem“



„Die Well aufmerksam machen“
Adenauer zur Lage in der Sowjetzone — Optimismus gegenüber Weltsituation

Berlin (Eigenbericht). Für 
eine zielbewußte und konse­
quente P o litik  die W iederver­
ein igung „von einer Stelle aus“ 
hat sich Bundeskanzler Dr. 
Adenauer vor der Berliner 
Pressekonferenz eingesetzt.

A u f das von der SPD vorge­
schlagene „Am t fü r inner­
deutsche Regelung“ eingehend, 
erklärte er, es habe keinen 
Zweck, „immer etwas Neues 
aufstellen zu wollen“ . Es sei 
das Ziel der Bundesregierung, 
der deutschen Einheit auf dem 
W ege der Entspannung durch 
eine kontrollierte Abrüstung 
näherzukommen. W örtlich er­
k lärte der Kanzler: „W ir  müs­
sen die W eltöffentlichkeit — 
denn es glauben nicht alle — 
darauf aufmerksam machen, 
daß in Deutschland ein Tren ­
nungsgräben geschaffen w ird, 
der allen Menschenrechten 
hohnspricht und Zustände 
schafft, die fü r Mitteleuropa 
unerträglich sind.“  Adenauer 
kündigte an, daß er in Kürze 
ein längeres Gespräch auch 
über die Zustände in der So­
w jetzone m it Botschafter Smir- 
now führen werde.

Zur weltpolitischen Lage 
meinte der Bundeskanzler,, er 
habe während der Nahost-Krise 
nicht an einen globalen K rieg  
geglaubt. Wenn die Krise in 
Form osa jetzt vermutlich ab- 
flaue, könne man darauf schlie­
ßen und hoffen, daß die großen 
Mächte USA und Sowjetunion 
es nicht zu einem K r ie g  kom­
men lassen würden. Falls jetzt 
w irklich eine ruhigere Zeit be­
ginne, müßte man w ieder zu 
Verhandlungen über eine gut 
vorbereitete Gipfelkonferenz zu­
rückkommen.

„Schlüssel liegt in Moskau“
über die Aufnahme diploma­

tischer Beziehungen zu Polen 
und den Ostblockstaaten be­
fragt, äußerte sich Adenauer 
zurückhaltend. Er habe sich in 
dieser Frage „noch keine M ei­
nung gebildet“ . Die Erörterung 
dieses Problems müsse man im 
Zusammenhang mit dem Ver­
hältnis zur Sowjetunion sehen. 
Der Schlüssel liege in Moskau. 
Adenauer deutete an, daß man 
vielleicht mit Handelsmissionen

in  dem einen oder anderen 
Land beginnen könne. Au f die 
Frage, ob die Bundesregierung 
ihr Prinzip auf geben wolle, m it 
keinem Staat diplomatischen 
Verkehr zu unterhalten, der 
auch die Sowjetzone anerkenne, 
antwortete der Bundeskanzler: 
„W ir  müssen unterscheiden zw i­
schen Staaten, die einfach nicht 
anders handeln können, als die 
Sowjetzone anzuerkennen — und 
dazu gehören die Satellitenstaa­
ten —  und solchen, die in der 
Lage  sind, diese Dinge fre i zu 
entscheiden.“

Ollenhauer: Ein Anfang
W enige Stunden nach dem 

Bundeskanzler stellte sich auch 
der SPD-Vorsitzende Erich O l­
lenhauer der Berliner Presse­
konferenz. Er bewertete die in 
Berlin  zutage getretene E in ­
m ütigkeit aller Fraktionen des 
Bundestages in der Beurteilung 
der Flüchtlingsfrage und der 
Deutschlandpolitik als sehr po­
sitiv. Dies sei ein Schritt vo r­
wärts, jedoch dürfe dies nur 
ein Anfang sein in den künf­
tigen Bemühungen um die 
K ern frage des deutschen Vol-

Berlin (Eigenmeldung). M it 
dem dringenden Appell an a lle 
Fraktionen zur weiteren Zu­
sammenarbeit in der W ieder­
vereinigungspolitik hat Bundes­
tagspräsident Dr. Eugen Ger­
stenmaier die Berliner Sitzungs­
woche des Bundestages ge­
schlossen. W ie in Berlin, müsse 
auch in Bonn versucht werden, 
über a lle Meinungsverschieden­
heiten hinweg eine Gemeinsam­
keit in der praktischen Metho­
dik der W iedervereinigungs­
politik herauszuarbeiten. Die 
dem deutschen Volke aufge­
zwungene Spaltung sei ein Un­
recht vor Gott und den Men­
schen. Ihre Überwindung bleibe 
das oberste Ziel der deutschen 
Po litik . Das deutsche Volk 
könne die W iedervereinigung 
nicht aus eigener K ra ft erzwin­
gen. Es müsse aber dafür sor­
gen, daß das schon in der übri­
gen W elt vorhandene Bewußt­
sein von der Ungerechtigkeit

kes. Dementsprechend werde 
die SPD in Bonn ihren zunächst 
zurückgestellten Vorschlag für 
die Errichtung eines „besonde­
ren Amtes" als Koordinierungs­
stelle fü r Interzonenregelungen 
in interfraktionellen Verhand­
lungen w ieder aufnehmen. Der 
SPD-Vorsitzende gab zu, daß 
dies von der SPD gewünschte 
Instrument fü r Verhandlungen 
m it Stellen der sogenannten 
D D R nur dann eine Chance 
habe, wenn es auf der Gegen­
seite einen guten W illen  gebe. 
Ollenhauer hielt auch eine „an­
dere Konstruktion“ dieser Stelle 
fü r möglich, als sie der ur­
sprüngliche SPD-Antrag vor­
sah.

D ie von Bundestag und Bun­
desregierung vorgeschlagene E r­
richtung einer Vier-Mächte- 
Arbeitsgruppe stellte Ollenhauer 
in dem Zusammenhang m it der 
genauen Prüfung der inzwischen 
hierzu vorliegenden sowjetischen 
Noten. Der SPD-Vorsitzende 
sprach sich für Verhandlungen 
über einen deutschen Friedens­
vertrag, w ie sie auch Moskau 
in Aussicht gestellt habe, aus.

der Aufspaltung Deutschlands 
vertie ft werde. Hierdurch wür­
den zumindest die Chancen für 
eine Lösung der Deutschland­
frage verstärkt.

Im  H inblick auf die Propa­
gandaparolen der sowjetzonalen 
Machthaber sagte Gerstenmaier, 
in diesem „Gegröle und sinn­
losen Geschrei“ zeige sich „das 
schlechte Gewissen von Men­
schen, die Unrecht tun und eine 
Gefahr für den Frieden der 
W e lt sind.“ Den Berlinern 
sprach der Bundestagspräsident 
den herzlichen Dank des Hau­
ses für die herzliche Aufnahme 
aus. Angesichts von Bedenken, 
daß die Plenarsitzungen im 
großen Hörsaal der Technischen 
Universität Schwierigkeiten be­
reiten könnten, sagte Gersten­
maier: „Es hat geklappt, auch 
wenn die Sitze hier etwas här­
ter und schmaler sind als 
unsere Sessel in Bonn.“

G e m e in s a m k e it  b e w a h r e n
Appell des Bundestagspräsidenten auf der Schlußsitzung



SED fordert: Mütter in die Produktion
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in der Zone

B. Berlin (Eigenbericht)
In  den letzten Wochen er­

innerte sich die mitteldeutsche 
Bevölkerung oft an den von 
Lenin verkündeten Grundsatz: 
Einen Schritt zurück und zwei 
Schritte vor. D ie SED sprach 
von „linken Überspitzungen“ , 
von „formalen Organisations­
mängeln“ , von bürokratischen 
Fehlern und Schwächen des 
mittleren und unteren Funk­
tionärsapparates. Unsere Lands­
leute reagierten darauf skep­
tisch, denn ihnen feh lt ' das 
Vertrauen zu einer Staatspartei, 
die sie bisher so oft enttäuscht 
hat.

MAGDEBURG
Die Bevölkerung soll kriti­

sieren. Die Bezirksparteiaktiv­
tagung der SED hat beschlos­
sen: „A u f Hinweise, Kritiken 
und Beschwerden der Bevölke­
rung ist unverzüglich zu rea­
gieren. Mängel und Schwächen 
sind öffentlich zu kritisieren. 
Die Beschlüsse stellen ferner 
fest: D ie Arbeitsproduktivität 
muß um 1 Prozent über den 
Staatsplan hinaus gesteigert1 
werden. Bei der Durchsetzung 
der sozialistischen Mittelstands- 
politik darf keine Verzerrung 
der Parteilin ie zugelassen w er­
den. Die Verstaatlichung der 
Privatunternehmer soll nur auf 
der Grundlage der Überzeugung 
erfolgen. Der E in tritt der Bau­
ern in eine L P G  soll auf dem 
Prinzip  der F re iw illigkeit er­
reicht werden. W örtlich lautet 
die Anweisung: „V or allem g ilt 
es, eine enge und ständige Ver­
bindung m it den parteilosen 

• Massen herzustellen, fe in fühlig 
auf ihre K ritiken zu reagieren, 
ständig ihre Auffassungen zu 
kennen und alle aufgeworfenen 
Fragen überzeugend zu beant­
worten.“

DRESDEN
CDU-Parteitag und Jugend­

weihe; Die Teilnehmer am CDU- 
Parte itag  in Dresden hatten 
sich -klare Erklärungen ver­
sprochen. Herauskam L ieb e­
dienerei gegenüber der SED. 
Die Christlichen Demokraten in 
der Zone müssen sich zum So­
zialismus bekennen. Zur Eröff­
nung der Jugendstunden hieß 
es; „F re i von Aberglauben und

M ystik und göttlicher Verklä­
rung müssen w ir  unsere Ju­
gendlichen erziehen zur L iebe 
fü r unsere Republik.“

Ausfälle gegen westliche P o li­
tiker. D ie in Dresden erschei­
nende „Sächsische Zeitung“ vom
1. Oktober schreibt' in  fetter 
Überschrift auf der ersten Seite: 
„Steckt nicht eure Schweine­
schnauze in unseren sozialisti­
schen Garten.“

ROSTOCK
In  der Schiffswerft Rostock 

trägt man Niethosen und M e­
daillons. D ie Betriebszeitung 
„Unsere W erft“ beklagt sich 
über die Jugendlichen: „Es g ibt 
Jugendliche, die sich auf den 
Rückschritt orientieren, die nach 
dem reaktionären Texas schau­
en, anstatt ihre Sympathien den 
arabischen Völkern entgegenzu­
bringen. Seit ein iger Zeit gibt 
es eine regelrechte Medaillen­
seuche. Jungen und Mädchen 
tragen eine Blechmarke mit 
dem K op f des Großherzogs von 
Mecklenburg, auf deren K ehr­
seite zur Erinnerung an das 
hundertjährige Bestehen der 
mecklenburgischen A rtillerie 
1813—1913 aufgerufen wurde. 
V ielen  Jugendlichen ist nicht 
bewußt, daß sie dadurch die 
alte Gesellschaftsordnung ver­
herrlichen und daß sie sich zum 
Verbreiten der alten Junker­
ideologie, deren Drang nach 
dem Osten geht, mißbrauchen 
lassen. Es ist eine Schande, daß 
unsere Stadt Juweliere duldet, 
die derartige D inge unter dem 
Ladentisch verkaufen bzw. Au f­
träge zur Herstellung solcher 
Anhänger entgegennehmen.“

W as ist sozialistische Roman­
tik?  Den Jugendlichen _ der Nep­
tunwerft wurde gesagt, sie 
sollten sich nicht ihre Ideale 
aus den italienischen Filmen 
heraussuchen. Die sozialistische 
Romantik sei der Bau des Nord- 
Süd-Kanals, der Bau. der E rd­
ölleitung aus dem Kaukasus.

HALLE
Die Mutter soll in die P ro ­

duktion. Die SED-Zeitung Halle 
setzt sich für die Halbtags­
arbeiten der Frauen ein. Die 
Zeit sei vorbei, wo Mütter bei 
ihren Kleinstkindern bleiben 
müssen. Nicht die Zahl ’ der

Stunden, sondern die Innigkeit 
des Verhältnisses zwischen 
Mutter und K ind bestimme das 
Glück. Wenn Frauen arbeiten, 
dann können sie erst ihre K in ­
der im richtigen Sinn erziehen. 
Außerdem würden Frauen durch 
Arbeit in der Produktion selbst­
sicherer. Es dürfe bald keine 
Nur-Hausfrauen mehr geben!

LAUCHHAMMER
Oberschüler müssen den Fach­

arbeiterbrief erwerben. W äh­
rend der vierjährigen  Vorberei­
tung auf das Abitur sollen die 
Schüler den Beruf eines Mau­
rers oder Schlossers erlernen. 
Zunächst müssen die Leh rer 
den Facharbeiterbrief- erwerben, 
dann soll es obligatorisch fü r 
die Schüler werden. Das Braun­
kohlenwerk Lauchh'ammer er­
h ielt den Auftrag, Vorbereitun­
gen fü r die Durchführung die­
ses Plans zu schaffen.

Adenauer: „Berlin steht 
für Deutschland"

Berlin (Eigenbericht). Am 
letzten Abend seines Berlin- 
Aufenthaltes sprach Dr. Ade­
nauer vor der Landeskonferenz 
der Jungen Union. D ie bevor­
stehenden Wahlen, so sagte er, 
müßten zum Ausdruck bringen, 
daß auch Berlin hinter der 
Außenpolitik der Bundesrepu­
b lik  steht. Gerade diese Stadt 
könne es sich —  im Gegensatz 
zu den Plänen der SPD — nicht 
leisten, den W ahlkampf nur m it 
Fragen  der Landespolitik zu 
führen. „Berlin steht • für 
Deutschland“ —  r ie f Adenauer 
unter stürmischem Beifa ll der 
Jungen Union —  „Zeigen Sie 
der W elt, daß man in  Berlin 
über die gesamte. Po litik  'der 
CDU ebenso denkt w ie im Bun­
desgebiet!“

E r wisse genau, so fuhr der 
Kanzler fort, daß in Berlin füh­
rende Sozialdemokraten keines­
wegs die dauernde außenpoli­
tische Opposition ihrer Partei 
im Bundesgebiet teilten. „Aber 
sie wagen es nicht zu sagen.“ 
Die Wahl müsse deshalb be­
weisen, „daß Berlin nicht für 
die sozialdemokratische Außen­
politik- steht“.



Ernste Sorge um Papst Pius
Leichte Besserung nach teilweiser Lähmung durch zwei Gehirnschläge

Castel Gandolfo (E ig.-Ber.). Im  Befinden Papst Pius* X I I . ,  
d ' ? am Montag nach zwei Gehirnschlägen lange Zeit bewußt­
los und teilweise gelähmt war, ist nach M itteilung der Ärzte 
eine „merkliche Besserung“  eingetreten. In  einem Bulletin 
teilten die Ärzte des 82jährigen Oberhauptes der katholischen 
Kirche m it, der Lebensw ille des Papstes habe w ieder einmal 
beträchtliche W iderstandskraft gezeigt, doch könne noch keine 
endgültige Prognose über den Verlauf seiner schweren Erkran­
kung gestellt werden. In  den katholischen Kirchen der ganzen 
W e lt beten die Gläubigen seit Montag für die Genesung ihres 
erkrankten Oberhirten.

Dazu verlautet, daß der H in ­
weis auf die gesundheitliche 
W iderstandskraft des Papstes 
sich auch auf seine Erklärung 
vor v ier Jahren bezieht, als 
sein krä ftiges H erz ihm die 
Genesung von einer durch 
einen nervösen Schluckauf aus­
gelösten vö lligen  Erschöpfung 
ermöglichte.

D ie Nacht zum Montag hatte 
Papst Pius, dessen Gesundheit 
bereits seit einigen Tagen w e­
gen Überanstrengung zu Be­
sorgnis Anlaß gab, verhältnis­
m äßig ruhig verbracht. D ie w ie­
derum aufgetretenen Schluck­
auf-Beschwerden verschwanden. 
Um 8.30 Uhr, nachdem er der 
Messe in seiner Privatkapelle 
beigewohnt hatte, erlitt er 
einen ersten Gehirnschlag, als 
er gerade m it der Tagesarbeit 
beginnen wollte. Am Nachmit­
tag  fo lg te  ein zweiter Gehirn­
schlag. Nach Ansicht von Fach­
ärzten muß die Erkrankung des 
Papstes nicht unbedingt zum 
Tode führen, zumal noch nicht 
bekannt ist, ob es sich um 
eine Blutung, die Verlagerung 
oder die Degeneration einer 
Arterie handelt. Bei dem hohen 
A lte r des Patienten w ird  es 
jedoch fü r zweifelhaft gehal­
ten, ob er auch nach einer 
Überwindung der Krankheit 
Sprechvermögen und Körperbe­
herrschung wieder vo ll zu­
rückerlangen kann. Im  Vati­
kan ruht zur Zeit jede normale 
Tätigkeit. D ie K irchenverwal­
tung geht im  Falle  einer der­
art schweren Erkrankung des 
Papstes automatisch an die 
Kurien-Kardinäle über.

Im  Vatikan sind inzwischen 
Genesungswünsche der Staats­

oberhäupter und Regierungs­
chefs aus aller W elt eingetrof­
fen. Unter ihnen befinden sich

Berlin (dpa). Nur einen T ag  
befand sich der ehemalige 
Staatssekretär im  Sowjetzonen­
justizm inisterium , Dr. Dr. H e l­
mut Brandt, auf freiem  Fuß. 
Dann wurde er nach In form a­
tionen des Untersuchungsaus­
schusses freiheitlicher Juristen 
am 7. September aus einem von 
Dresden nach Berlin fahrenden 
Eisenbahnzug herausgeholt und 
wegen versuchter „Republik­
flucht“ erneut verhaftet.

Der frühere Staatssekretär 
befand sich seit dem 6. Dezem­
ber 1950 aus politischen Grün­
den in Untersuchungshaft. Im  
Juni 1954 war er zusammen mit 
dem ehemaligen Außenminister 
der Sowjetzonen - Regierung, 
Dertinger, zu zehn Jahren
Zuchthaus verurteilt worden. 
Später wurde diese Strafe auf 
acht Jahre herabgesetzt. Am
5. September 1958 wurde
Brandt aus dem Zuchthaus 
Bautzen entlassen. Obwohl 
Brandt den Wunsch geäußert 
hatte, zu seinem früheren 
Wohnsitz in W estberlin fahren 
zu dürfen, wurde ihm Dresden 
als neuer Aufenthaltsort zuge­
wiesen. Dort befand sich
Brandt unter scharfer Be­
wachung.

Urteile am laufenden Band
Fast täglich verhängen So­

wjetzonengerichte gegenwärtig 
Freiheitsstrafen wegen angeb­
licher Staatsverleumdung, w e­
gen „Beleidigung führender 
Funktionäre“ oder wegen ver-

auch Telegramme von Präsi­
dent Eisenhower und Bundes­
präsident Heuss. Der Ratsvor­
sitzende der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, Bischof 
Dibelius, sagte in einem Vor­
trag in B ielefeld, um das L e ­
ben des Papstes bange die ge­
samte katholische W elt. Aber 
auch die evangelische Christen­
heit. sei erfü llt von tiefem  R e­
spekt vor seiner durchgeistig­
ten und geheiligten Persönlich­
keit.

suchter „Republikflucht“ . W ie 
aus einer Zusammenstellung des 
Informationsbüros W est her­
vorgeht, werden sogar Jugend­
liche zu Gefängnisstrafen ver­
urteilt. Das Kreisgericht Zeu­
lenroda, Thüringen, sprach ge­
gen einen 15jährigen und einen 
16jährigen Jungen Gefängnis­
strafen von v ier bzw. sechs 
Monaten sowie anschließende 
Heimerziehung aus.

M it einem Jahr und acht M o­
naten Gefängnis endete eine 
Reise in die Sowjetzone für die 
Bürgerin der Bundesrepublik, 
Gerda D iebitz aus der Ober­
pfalz. Sie war verhaftet und an­
geklagt worden, ihrer in der 
Zone lebenden M utter seit 
1950 ständig Lebensm ittel­
pakete geschickt zu haben. Das 
Kreisgericht Greiz erklärte, 
diese Paketsendungen seien „zu 
spekulativen Zwecken“ benutzt 
worden. D ie m itangeklagte 
M utter Martha Slabik aus 
Zickra, K reis Greiz, wurde als 
„M ittäterin“ zu einem halben 
Jahr Gefängnis verurteilt.

Weniger Arbeitslos®
Berlin (Eigenmeldung). Die 

Zahl der Arbeitslosen in Ber­
lin  ist im September um 533 
auf 59 924 Personen zurückge­
gangen. Damit wurde der nie­
drigste Stand seit Beendigung 
der Blockade erreicht. Gegen­
über September 1957 hat sich 
die Arbeitslosenzahl um rund 
8800 verringert;.

Nur einen Tag in Freiheit
Zonen-Staatssekretär nach Entlassung wieder fesigenommen



M a c m illa n  b e s u c h t B o n n
Adenauer lud Premierminister zu Beratungen ein

W . Bonn (Eigenbericht). Der 
britische Prem ierm inister Mae- 
m illan und Staatssekretär 
Ormsby Gore sind zu einem o f­
fiziellen Besuch nach Bonn ge­
kommen. Au f Einladung der 
Bundesregierung werden sie 
m it Bundeskanzler Dr. A de­
nauer und Außenminister von 
Brentano aktuelle politische 
Problem e besprechen. In  Lon ­
don kam die Ankündigung des 
Macmillan-Besuches vö llig  über­
raschend. Noch vor kurzer 
Zeit war offiziell erklärt w or­
den, wegen der politischen V er­
pflichtungen des Prem ierm ini­
sters seien in der nächsten Zeit 
Auslandsreisen nicht möglich.

Der Besuch der britischen P o ­
litiker dauert zwei Tage. Zweck 
des Besuches ist nach einer 
amtlichen Bonner Verlautbarung,

„die bisherigen Gespräche fo rt­
zuführen, ' den persönlichen 
Kontakt zwischen den Staats­
männern zu vertiefen und 
Meiziungen über die allgemeine 
La ge  auszutauschen“ .

Nähere Einzelheiten wurden 
nicht m itgeteilt, doch ist anzu­
nehmen, daß die Regierungs­
chefs und ihre Außenminister 
neben den aktuellen politischen 
Problem en vor allem auch die 
jüngsten sowjetischen Noten 
zur Deutschlandfrage erörtern 
werden. Vermutlich w ird  die 
Bundesregierung auch ihren 
Wunsch Vorbringen, der Dis­
kussion der deutschen Frage 
auf internationaler Ebene neue 
Impulse zu geben.

Macmillan und L loyd  waren 
im  Sommer 1957 zum letzten 
Male in  Bonn.

Wölfe in Hinterpommern
Katastrophale Lage in der einstigen Kornkammer

dt. Stettin, (Eigenbericht) Die 
Versteppung der einst blühen­
den deutschen Ostprovinzen 
durch Raubbau in ihren W ä l­
dern, durch Verw ilderung der 
Äcker und durch unzureichende 
Besiedlung wurde Jahre hin­
durch von allen amtlichen Stel­
len Polens nicht zugegeben. In ­
zwischen sind die Mißstände 
aber so groß und offenkundig 
geworden, daß die Zeitungen 
der Volksrepublik nicht umhin 
können, einzugestehen, daß „die 
Steppe im Vormarsch“ und in­
fo lge  der „Devastierung des 
Baumbestandes“ eine „katastro­
phale L a ge“ eingetreten ist.

D ie polnischen Zeitungen be­
stätigen damit den ebenso ein­
drucksvollen w ie erschütternden 
Bericht des deutschen Arztes 
Dr. med. W erner K rü ger (vor­
mals Stolp, Pommern), der in 
den Jahren 1951 bis 1954 als 
Instrukteur des polnischen R o ­
ten Kreuzes Rettungsstationen 
in den deutschen Ostprovinzen 
eingerichtet hat und erst im 
vergangenen Jahr in der Bun­
desrepublik eingetroffen ist. 
Nach K rügers Bericht besteht 
eine geregelte W aldw irtschaft 
überhaupt n icht; vielmehr 
werde Waldraubbau betrieben, 
der den polaren W inden breiten 
Raum gebe, um Deutschlands

einstige Kornkammer in Pom ­
mern und w eite Räume darüber 
hinaus in Steppengebiete zu 
verwandeln. Neben den W ild ­
schweinen seien die Krähen das 
hauptsächliche T ie r  der entwal­
deten, versteppten und ver­
sumpften Landschaft. In  den 
wenigen W äldern herrschen w il­
dernde Hunde, vereinzelt auch 
schon W ildkatzen und W ölfe, 
die nachts in den Steppen heu­
len.

Diesen Zuständen entsprechen 
die landwirtschaftlichen Erträge 
des einstigen landwirtschaftli­
chen Überschußgebietes, dessen 
Ackerland heute nur zur H ä lfte 
bewirtschaftet ist. Es g ib t so­
gar Kre ise —• w ie Rummelsburg 
und Bütow — in denen nur et­
wa 30 Prozent des früher be­
stellten Bodens bewirtschaftet 
sind. H ier  kann sich die Bevöl­
kerung noch nicht einmal selbst 
ernähren.

Für kulturelle Kontakte
Aachen (dpa). Bei einem Fest­

akt der ostdeutschen Kultur­
tage in Aachen forderte Bun­
desminister Lemmer, die kul­
turelle und geistige Gemein­
samkeit m it ^dem Osten zu 
wahren. D ie " unterbrochenen

Verbindungen zu den benach­
barten Völkern müßten w ieder­
aufgenommen und einer einsei­
tigen Westverschiebung deut­
scher Kulturgesinnung entge­
gengew irkt werden.

„Berliner T age "  
in Frankfurt

Frankfurt (dpa). D ie „B erli­
ner Tage“ in Frankfurt sind 
in der Paulskirche m it einem 
Festakt eröffnet worden, an 
dem u. a. der Regierende Bür­
germeister Brandt, Parlaments­
präsident Henneberg, der 
Frankfurter Oberbürgermeister 
Bockeimann sowie Vertreter der 
hessischen Landesregierung 
teilnahmen. Zum Thema „Um  
Deutschlands Hauptstadt“  er­
klärte Brandt, Berlin  fühle sich 
m it Frankfurt besonders ver­
bunden. Frankfurt habe stets 
Berlins Bemühen, die E inheit 
in  Frieden und Freiheit zu er­
reichen, unterstützt. A u f dem 
„Frankfurter K reuz“  der Auto­
bahn enthüllte Brandt einen 
Berliner Meilenstein. Am M on­
tag fanden zwischen M itg lie ­
dern des Senats und des 
Frankfurter Magistrats Be­
sprechungen statt, in  deren 
Verlauf man sich über einen 
verstärkten kulturellen Aus­
tausch sowie über eine Zusam­
menarbeit auf dem Gebiet der 
Jugendbetreuung und über 
wirtschaftliche Maßnahmen 
einigte. Falls die Internationale 
Automobilausstellung w ieder 
nach Berlin  vergeben werden 
sollte, w ill Frankfurt keinen 
Versuch machen, diese Aus­
stellung zu behalten.

Der fünfte Versuch
W ashington, (dpa). In  der 

Sowjetunion ist nach amerikani­
schen Beobachtungen am Sonn­
tag erneut eine Atom waffe zur 
Explosion gebracht worden. Die 
amerikanische Atom energie- 
Kommission teilte am M ontag 
m it, daß diese Explosion —  die 
fü n fte in  der neuen sow jeti­
schen Versuchsreihe —  w ieder 
nördlich des Polarkreises aus­
gelöst worden sei. D ie W affe 
sei diesmal allerdings etwas 
kleiner gewesen als die anderen 
v ier Atomwaffen, die in den 
letzten Tagen nördlich des P o ­
larkreises zur Explosion ge­
bracht worden waren.



BILDER DER WOCHE: Oben: Während der Sitzung des Bundestages in Berlin 
tagte das Bundeskabinett unter Vorsitz von Bundeskanzler Adenauer im Berliner 
Bundeshaus. — Unten: Die Fahrer des 45. Berliner Sechstagerennens wurden von 
Filmstar Debra Paget und Charles Humez, der in einem sensationellen Kampf seinen 

Titel an „Bubi“ Scholz verlor, auf die Reise geschickt.


